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Privatisierungsklausel nach Art. 61 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung (GO) bzw. 
Art. 55 Abs. 2 Satz 2 der Landkreisordnung (LKrO). 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach Art. 61 Abs. 2 Satz 2 GO soll die Gemeinde Aufgaben in geeigneten Fällen cjarauthin un­
tersuchen, ob und in welchem Umfang sie durch nichtkommunale Stellen, insbesondere durch· 
private Dritte oder durch Heranziehung Dritter, mindestens ebenso gut erledigt wenden können 
(Privatisierungsklausel). Gleiches gilt _nach Art. 55 Abs. 2 Satz 2 LKrO für die Landkreise. 

Ziffer 4 der Vollzugsbekanntmachung 4um kommunalen Unternehmensrecht (VollzugsBekKUR 
zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 25. Mai 2009 (AllMBI S. 179) weist darauf hin, 
dass die Gemeinden und Landkreise diese Prüfung mindestens alle fünf Jahre durchführen sol­
len und das Ergebnis der Rechtsaufaichtsbehörde schriftlich mitteilen. Gerade bei Bildungsein­
richtungen, Versorgungseinrichtungen, Verkehrsunternel')men und Entsorgungseinrichtungen 
soll untersucht werden, ob durch Privatisierungen das Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaft­
lichkeit verwirklicht werden kann. Dabei sind auch mögliche Verbesserungen des Angebots zu 
berücksichtigen. 

-Diese allgemeine, aus dem Grundsatz der Sparsamkeit uncj Wirtschaftlichkeit hergeleitete, aller­
dings moderat au_sgestalteten Prüfungspflicht, verknüpft ordnungspolitische Überlegungen, wie 
die Möglichkeit der Entstaatlichung und Privatisierung, nach außen hin mit dem Grundsaiz einer·· 
sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung. Ein Privatisierungszwang erfolgt daraus ge-
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rade nicht und wäre insbesondere im Bereich der kommunalen Daseinsvor~orge auch mit dem 
Recht der kommunalen. Selbstverwaltung ni~ht vereinbar. 

Nachdem die Privatisierungsprüfung· keine lauf~nde Angelegenheit darstellt, die der (Ober-) 
Bürgermeister bzw. Landrat in eigener Zuständigkeit erledigen kann, ist hierfür einen Gemein.de­
rats- bzw. Kreistagsbeschluss erforderlich. Soweit noch nicht gesc~ehen bitten wir Sie daher, 
die Privatisierungsprüfung durchzuführen und die entsprechenden Beschlüsse zu fassen (evtl. 
im Rahmen der ohnehin anstehenden Haus~altsberatungen). 

Um die Berücksichtigung dieser Regelung durch die Kommunen auch gegenüber Dritten doku- · 
mentieren zu können, bitten wir, uns und das Ergebnis der alle. fünf Jahre durchzuführenden 

· Überprüfung bis Ende Februar 2015 mitzuteilen .. 

Die Landratsämter werden gebeten, auf die Vorlage der Beschlüsse zu Art 61 Abs. 2 Satz 2 GO 
durch die kreisangehörigen Gemeinden hinzuwirken. 

Mit freundlichen· Grüßen 

Görlich 
Regierungsdirektor 


